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Antrag_09_2015 

   Würzburg, 02.10.2015 

 
Betrifft: Vereinbarung zur Bekämpfung des Fachkräftemangels 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
hiermit stelle ich, auch im Namen der SPD-Stadtratsfraktion folgenden Antrag: 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 

Die Stadt Würzburg trifft  mit den Verbänden der Wirtschaft in der Region eine 
Vereinbarung zur Bekämpfung des Fachkräftemangels und der Integration von 
Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt. Ziel dieser Vereinbarung ist es, Arbeitgebern die 
nötige Kontinuität für eine Berufsausbildung von Flüchtlingen zu gewährleisten. Dazu 
versichert die Stadt Würzburg, in Abstimmung mit ihrer Ausländerbehörde, dass die 
Aufnahme einer qualifizierten Berufsausbildung einen Duldungsgrund darstellt. Darüber 
hinaus erhalten die Geduldeten eine Aufenthaltserlaubnis nach § 18a 
Aufenthaltsgesetz, wenn sie nach erfolgreicher Ausbildung und Weiterbeschäftigung 
ihren Lebensunterhalt eigenständig finanzieren können.  
 
Begründung: 

Wirtschaft und Handwerk klagen seit geraumer Zeit über enormen 
Fachkräftemangel. Diesem Mangel an Fachkräften kann durch die Qualifizierung 
von Flüchtlingen entgegnet werden. Wer hier eine Ausbildung beginnt, muss aber 
auch eine dauerhafte Perspektive in Deutschland haben. Auch Wirtschaft und  
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Handwerk benötigen die Sicherheit, dass der für die Ausbildung erforderliche Aufwand 
nicht deshalb vergeblich wird, weil der ausgebildete Flüchtling  während oder nach der 
Ausbildung abgeschoben wird. 
 
Die Stadt Nürnberg und die Handwerkskammer für Mittelfranken haben am 17.09.2015 
eine entsprechende Vereinbarung unterzeichnet, in der sich die Stadt Nürnberg zu 
einem  entsprechenden  Verfahren der Erteilung von Duldungsbescheid und 
Aufenthaltsgenehmigung  bei Vorliegen der genannten Voraussetzungen verpflichtet. 
 
Diese Vereinbarung der Stadt Nürnberg hat Vorbildcharakter und soll deshalb auch von 
der Stadt Würzburg in vergleichbarer Weise abgeschlossen werden.  
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Fraktionsvorsitzender  
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